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Folgezeit alle methodologischen und theoretischen Auffassun­
gen zu überprüfen, die lediglich den jeweiligen Status quo 

-des sozialistischen Staates und Rechts beschreiben, nicht aber 
bewußt an deren gesetzmäßiger Fortentwicklung mitarbei- 
ten. Dazu hätte auch eine Analyse derjenigen Denkweisen 
gehört, die unter dem Einfluß des Personenkults um J. W. Sta­
lin in die marxistische Staats- und Rechtswissenschaft Ein­
gang gefunden hatten und ihre Aufgabe allein darin sahen, 
getroffene staatliche und rechtliche Entscheidungen theore­
tisch zu rechtfertigen, sie pragmatisch zu verteidigen ohne 
Einordnung in eine-welthistorische Strategie und Bewegung, 
Kontinuität der Staats- und Rechtsentwicklung bar aller 
Diskontinuität darzustelleh.VII. 18 19

Die Babelsberger Konferenz hat sich nachdrücklich gegen 
die Trennung des Staatsapparates von der Volksvertretung 
ausgesprochen. Daß allerdings in der Wirkungsgeschichte der 
Babelsberger Konferenz zunächst das Verwaltungsrecht als 
selbständiger Rechtszweig und die Verwaltungsrechtswissen­
schaft als selbständige Wissenschaftsdisziplin untergingen, 
war eine außerordentlich schädliche Entwicklung, die bis in 
unsere Gegenwart nachwirkt.

VL

Die Babelsberger Konferenz hat der Geschichte für eine 
fruchtbare staats- und rechtswissenschaftliche Arbeit einen 
hohen Stellenwert gegeben. Walter Ulbricht forderte, „nie 
den Boden der Geschichte zu verlassen, sonst verliert unsere 
Staats- und Rechtswissenschaft den Boden unter den Füßen. 
Hier in den Klassenkämpfen liegen die geschichtlichen Kräfte, 
in denen unsere Wissenschaft verankert ist ... Sie sind das 
Fundament, die Grundlage der staatlichen und rechtlichen 
Einrichtungen ... Wir können unseren Staat nicht als ... ein 
unveränderliches Gebäude begreifen, sondern nur aus der 
Entwicklung. Er ist das Produkt unserer Entwicklung zum 
Sozialismus — aber zugleich der Hebel, das Hauptinstrument 
der gesellschaftlichen Umwälzung.“10

Damit waren Forderungen ausgesprochen, die damals wie 
heute für schöpferisches staats- und rechtswissenschaftliches 
Arbeiten über den erreichten Stand der sozialistischen Staats­
und Rechtsentwicklung hinaus wichtig sind. Die Wirkungs­
geschichte der Babelsberger Konferenz hat aber auch in dieser 
Frage zu Einseitigkeiten geführt. So würde als ein als be­
sonders wichtig herausgestelltes Ergebnis der Konferenz die 
Vorlesung „Staats- und Rechtstheorie“ durch eine im Vor­
lesungsbetrieb an der Deutschen Akademie für Staats- und 
Rechtswissenschaft „Walter Ulbricht“ wie an den juristischen 
Fakultäten ins Leben gerufene Themenreihe II „Der Kampf 
der Arbeiterklasse und der Volksmassen unter Führung der 
kommunistischen Parteien um die Errichtung der Diktatur 
des Proletariats und den Sieg des Sozialismus“ ersetzt.20 Dies 
gefährdete die Staats- und Rechtstheorie als Wissenschafts­
disziplin. Wesen, Entwicklung und Wirken des Staates und 
Rechts sollten in den Geschichtsprozeß selbst eingeordnet und 
bei dessen Darstellung erörtert werden. Es blieb wenig Raum 
für die r e l a t i v e  Selbständigkeit von Staat und Recht im 
Geschichtsprozeß. Spezifische objektive Gesetze des Staates 
und Rechts als Gegenstand der Staats- und Rechtstheorie 
wurden nicht mehr untersucht. Die notwendige Einheit von 
Logischem und Historischem wurde in eine einseitige Domi­
nanz des - Historischen aufgelöst, statt entsprechend jener 
Digjektik die geschichtliche Entwicklung von Staat und Recht 
einschließlich ihrer inneren Gesetzmäßigkeiten in Form von 
logisch geordneten Kategorien und Begriffen widerzuspiegeln.

VII.

Die mit der Babelsberger Konferenz einsetzende einseitige 
Konzentration der Staats- und Rechtswissenschaft auf den 
sozialistischen Staat und das sozialistische Recht in der DDR 
machte im Unterschied zur Entwicklung in anderen Wissen­
schaftsdisziplinen die Hebung des progressiven Erbes in der 
Staats- und Rechtstheorie zu einer zumindest nebensäch­
lichen, wenn nicht gar überflüssigen Aufgabe. Nach der Ba­
belsberger Konferenz wurde die Vorlesung „Geschichte der 
Staats- und Rechtstheorie“ aus dem Vorlesungsprogramm

Informationen
Am 13. und 14. November 1989 veranstaltete das Institut für 
Ostrecht in München gemeinsam mit dem Institut für Justiz - 
forschung beim Justizministerium der Republik Polen eine 
rechtsvergleichende Tagung über Schadenersatz in Ost-West- 
Außenwirtschaftsverhältnissen. Neben Berichten zum bun­
desdeutschen, zum anglo-amerikanischen und zum romani­
schen Recht von D. Medicus, W. Lorenz und H. J. Sonnen­
berger nahm der von D. Pfaff erstattete vergleichende Ge­
neralbericht zum Recht der DDR und der osteuropäischen 
Länder (Polen, CSSR, Ungarn, Rumänien, Bulgarien, Jugo­
slawien) mit ergänzenden Einzelberichten und Diskussionen 
hierzu den breitesten Raum ein. Erstmalig wurden die ein­
schlägigen Rechtsfragen der bislang theoretisch unter dem 
Begriff „sozialistischer Rechtskreis“ erfaßten nationalen Re­
gelungen einer vergleichenden Analyse unterzogen. Dabei 
wurde deutlich, daß — abgesehen von den administrativen 
Strukturen — die traditionell und durch sonstige Umstände 
bedingten Unterschiede so stark überwiegen, daß im Gegen­
satz zu den anderen o. g. Rechtskreisen ein für den Begriff 
des Rechtskreises doch vorauszusetzender besonderer innerer 
Zusammenhang in den zivilrechtlich geprägten Materien, Vor­
stellungen und Methoden nicht zu finden ist. Zum Recht der 
DDR berichteten H. Strohbach und M. Posch.

gestrichen. Das Befassen mit der Geschichte der Staats- und 
Rechtstheorie war nicht selten mit dem Vorwurf einer an­
geblichen Flucht in die Vergangenheit verbunden. Als im 
Jahre 1961 eine Gruppe von Staats- und Rechtstheoretikern 
Thesen über das progressive deutsche staats- und rechtswis­
senschaftliche Erbe publizierte, führte dies zu einer Diskus­
sion, in deren Ergebnis bestritten wurde, daß die Arbeiter­
klasse in der Staats- und Rechtstheorie und auf staatlichem 
und rechtlichem Gebiet überhaupt ein Erbe anzutreten habe. 
Diese nihilistische Position wurde nicht zuletzt von Karl 
Polak entgegen seinen eigenen Arbeiten in der Vergangen­
heit gestützt.21

•

Die Babelsberger Konferenz markiert einen Schritt in der 
Entwicklung der marxistischen Staats- und Rechtstheorie in 
der DDR. Sie könnte nicht frei von Widersprüchen sein. Auch 
ihre Wirkungsgeschichte war durch Widersprüche gekenn­
zeichnet. Man wird der Babelsberger Konferenz weder durch 
undialektische Bejahung noch durch vordergründig-einfache 
Negation gerecht. Wenn die negativen Wirkungen dieser Kon­
ferenz teilweise überwunden werden konnten, dann auch 
deshalb, weil es in der DDR einige Staats- und Rechtswissen­
schaftler gab, die — nicht selten gegen den sie bevormunden­
den Parteiapparat — es ernst mit dem auf dieser Konferenz 
postulierten Mut zur wissenschaftlichen Arbeit meinten:

„Auch zur wissenschaftlichen Arbeit gehört Mut. Eine — 
wissenschaftliche Arbeit, die formal richtig ist, weil sie den 
gegenwärtigen Zustand dieser Wissenschaft widerspiegelt, 
nicht hinter ihm zurückbleibt, aber auch nichts Neues hin­
zufügt, keinen Schritt weitergeht, ist heute sehr viel geringer 
zu werten als eine wissenschaftliche Arbeit, hinter der man 
deutlich das Drängen des Wissenschaftlers sieht, den alten 
Boden zu veranlassen, unsere hohen Prinzipien der revolu­
tionären Dialektik konkret anzuwenden.“22

(Das Manuskript des vorstehenden Beitrags war im Jahre 
1988 der Zeitschrift „Staat und Recht“ eingereicht worden. Es 
durfte damals nicht veröffentlicht werden, weil Mitarbeiter ■ 
des Apparates des Zentralkomitees der SED Einspruch erho­
ben hatten. Die hier abgedruckte Fassung ist nur in wenigen 
Sätzen verändert worden.)

18 Vgl. dazu G. Lukäcs, Demokratisierung heute und morgen, Buda­
pest 1985.
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reihe ,Der Kampf der Volksmassen unter der Führung ihrer 
kommunistischen Parteien um die Errichtung der Diktatur des 
Proletariats und den Sieg des Kommunismus1“, Staat und Recht 
1959, Heft 8, S. 1005 ff.

21 Vgl. dazu: „Thesen über das deutsche staats- und rechtswissen- 
schaftliche Erbe“, Staat und Recht 1962, Heft 5, S. 830 ff.; K. Polak, 
Zur Dialektik in der Staatslehre, 3. Aufl., Berlin 1963, S. XVI; 
K.-H. Schöneburg, „Hegel: Erbe und Tradition in der Staats­
und Rechtstheorie“, Staat und Recht 1981, Heft 11, S. 980 ff.
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